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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die Stellungnahme des 
Oberbürgermeisters zum Bericht über die turnusmäßige überörtliche Prüfung durch den 
Landesrechnungshof vom 30.09.2010.

Gesetzliche Grundlagen:

- § 44 Abs. 3 Nr. 5 i.V.m. § 126 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt
in der zurzeit gültigen Fassung



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Die Prüfung der Stadt Köthen (Anhalt) durch den Landesrechnungshof (LRH) erfolgte vor 
Ort in der Zeit vom 28.09.2009 bis 19.11.2009. 
Das Ergebnis wurde der Stadt Köthen (Anhalt) in Form eines Berichtes mit Schreiben vom 
30.09.2010 übersandt.

Gemäß § 126 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der 
zurzeit gültigen Fassung ist zu diesem Bericht eine Stellungnahme des Oberbürgermeisters 
zu erstellen und dem Stadtrat vorzulegen.

Den Fachämtern der Stadt Köthen (Anhalt) wurde der Bericht zur Auswertung der 
Feststellungen und Empfehlungen des Landesrechnungshofes übergeben. Zum Bericht des 
Landesrechnungshofes wurde entsprechend Stellung genommen.

Aufgrund der Struktur des Prüfberichtes, in dem die getroffenen Prüfungsfeststellungen 
nicht, wie beispielsweise bei der Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt der Stadt 
Köthen (Anhalt), mit einer entsprechenden Nummer (PF ...) versehen und hervorgehoben 
wurden, hat die Verwaltung in der Stellungnahme zum Prüfbericht die Prüffeststellungen 
und Prüfbemerkungen herausgearbeitet, die einer Stellungnahme aus Sicht der Verwaltung 
bedurften.

Nach § 44 Abs. 3 Nr. GO LSA hat der Stadtrat die Stellungnahme des Oberbürgermeisters 
zum Prüfbericht als eigene zu beschließen oder aber eine anders lautende Stellungnahme 
abzugeben.

Der Beschluss einschließlich Stellungnahme ist auf dem Dienstweg über die 
Kommunalaufsicht und über das Landesverwaltungsamt an die überörtliche Prüfstelle, hier 
den Landesrechnungshof, weiterzuleiten.

Anlagen: 

- Bericht über die turnusmäßige überörtliche Prüfung der Stadt Köthen (Anhalt) durch den 
Landesrechnungshof
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Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Bericht über die überörtliche Prüfung der Stadt Köthen durch den Landesrechnungshof (LRH) vom 30.09.2010 


Die Stellungnahmen erfolgten unter nochmaliger Aufnahme der Prüffeststellungen in Kurzform: 

1.
  Haushalts- und Finanzwirtschaft


1.1.1
  Leistungskraft des Haushaltes


1.1.1.2.  Entwicklung des Verwaltungshaushaltes

Der aktuelle Stand hinsichtlich des Antrages auf Bedarfszuweisung (September 2008) und ggf. weiter gestellter Anträge ist dem Landesrechnungshof in der Stellungnahme zu diesem Prüfbericht mitzuteilen.

Über den Antrag vom 18.09.2008 auf Zuweisung aus dem Ausgleichsstock für den Fehlbetrag des Haushaltsjahres 2005 steht die Entscheidung durch das Ministerium des Innern bis zum heutigen Zeitpunkt noch aus.


Die Stadt beantragte am 12.04.2010 für den Fehlbetrag aus der Jahresrechnung 2006 in Höhe von 2.276.783,11 € eine weitere Zuweisung aus dem Ausgleichsstock nach § 12 des Finanzausgleichsgesetzes. Auch hier steht die Entscheidung noch aus.

1.1.2.
    Rücklagen- und Kreditwirtschaft, Bürgschaft


Durch die Inanspruchnahme aus der Bürgschaft (Tiefgarage Wallstraße) hat sich allein im Jahr 2008 die Verschuldung um mehr als 25 v. H. erhöht. Die Stadt wird durch Tilgung und Zinsen zusätzlich belastet.

Zutreffend hat der Landesrechungshof den Sachverhalt aufgearbeitet und benannt, dass die zur Begleichung der Forderung aus der Bürgschaft notwendige kommunalaufsichtliche Genehmigung zur Darlehensaufnahme vorlag.


Die Darlehenaufnahme erfolgte per 05.11.2008 nach Ausschreibung an insgesamt 14 Kreditinstitute, von welchen 6 Angebote abgegeben wurden und dem Angebot mit dem günstigsten Zins, hier 4,529% p. a., gefolgt wurde. 

Im Gegenzug wurde jedoch die monatliche Pachtzahlung für die durch die Stadt Köthen (Anhalt) betriebene und von der Aufbaugesellschaft für Köthen GmbH & Co. KG Quartier Kleine Wallstraße gepachtete Tiefgarage Wallstraße eingestellt. Es ergibt sich somit vorerst lediglich eine Verschiebung zwischen dem Verwaltungs- (Zinszahlungen/ Pachtzahlungen) und dem Vermögenshaushalt (Tilgungsleistungen):

Jährliche Pachtzahlung:     611.387,76 € netto zzgl. 116.163,67 € Mwst. (Zahlung eingestellt)


Jährliche Annuität:
        517.989,60 € (davon Zinsen  2010:   363.931,39 € - VerwHH,







        davon Tilgung 2010:   154.058,21 € - VermHH)


Eine abschließende Aussage zur zusätzlichen Belastung des städtischen Haushaltes kann damit noch nicht getroffen/bestätigt werden. 


1.2.3
    Haushaltskonsolidierung

Der LRH hält es für dringend erforderlich, bei der Aufstellung des HKK 2010 die Hinweise des Ministeriums zur Haushaltskonsolidierung umfassend zu beachten.

Der in Rede stehende Runderlass vom 24.09.2004 (nicht 29.09.2004 wie im Prüfbericht vermerkt) fließt regelmäßig in die Haushaltsplanberatungen mit ein und wird im Zuge der Erstellung aller Konsolidierungskonzepte beachtet.

Der Runderlass gibt Hinweise für eine konsequente Haushaltskonsolidierung. So werden z.B. mögliche HKK-Maßnahmen benannt bzw. erläutert, welche Form das HKK aufweisen muss. Zudem werden Hinweise zur laufenden Haushaltsbewirtschaftung gegeben, um möglichst eine Reduzierung des Fehlbetrages zu beschleunigen.

Jedes Jahr enthalten die HKK weiterführende Konsolidierungsmaßnahmen zu Einnahmeverbesserungen und Ausgabenreduzierungen. So beinhaltete das HKK 2010 auf der Einnahmeseite neben Erhöhungen der Parkgebühren an den Parkscheinautomaten und in den Tiefgaragen auch eine Erhöhung der Entgelte für Garagengrundstücke sowie Erhöhungen der Hundesteuersätze. Auf der Ausgabenseite bildeten die alljährlichen Reduzierungen im Personalkostenbereich den größten Konsolidierungsblock. Weitere Einsparungen wurden im Rahmen der Umsetzung eines erarbeiteten Hausmeisterkonzeptes gesehen und auch im Bereich der freiwilligen Aufgaben wurden Kürzungen vorgenommen. Der Zuschuss für das Stadtfest wurde um 5.000 € reduziert.


Zahlreiche im Runderlass aufgeführte mögliche Konsolidierungsmaßnahmen hat die Stadt bereits beschlossen und sie werden auch künftig in den Haushaltsplanberatungen aufgegriffen und es wird regelmäßig geprüft, inwieweit welche Maßnahmen umgesetzt werden können. 


Zudem findet auch im Rahmen der laufenden Haushaltsbewirtschaftung der Runderlass Anwendung. So werden beispielsweise über- bzw. außerplanmäßige Mittelbereitstellungen im defizitären Verwaltungshaushalt nur mit Minderausgaben gedeckt. Etwaige Mehreinnahmen kommen der Haushaltskonsolidierung zu Gute.


Und auch im Vermögenshaushalt beispielsweise werden die erforderlichen Investitionen nur nach aufgestellten Prioritäten getätigt und Haushaltsausgabereste nur nach strengen Kriterien gebildet.

Der Forderung bzw. Empfehlung des Landesrechnungshofes, den Runderlass zur Haushaltskonsolidierung zu beachten, wurde bereits vor der überörtlichen Prüfung und wird auch künftig entsprochen.

2. 
  Organisation der Verwaltung

2.1. 
  Hauptsatzung

- ungenaue Formulierung bei den Zuständigkeiten des HA und des OB


Der Oberbürgermeister ist für Rechtsgeschäfte gemäß § 44 (3) Nr. 7 GO LSA bis 30.000 € (§ 9 (2) Nr. 12. der Hauptsatzung der Stadt Köthen) zuständig und der Hauptausschuss bis 100.000 € (§ 12 (4) 10. Anstrich der Hauptsatzung der Stadt Köthen). 

Bisher ist in der Praxis darüber noch keine Auseinandersetzung entstanden, da die Mitglieder des Hauptausschusses die Regelung so handhaben, wie sie bei der Beschlussfassung gewollt war.

Mit der nächsten Änderung der Hauptsatzung wird eine entsprechend klarstellende Regelung dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt.

§ 9 (2) Nr. 12 Hauptsatzung der Stadt Köthen

Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gemäß § 44 Abs. 3 Nr. 7 GO LSA, die nicht der Beschlussfassung durch den Stadtrat unterliegen, beträgt bis 30.000 Euro,


§ 12 (4) 10. Anstrich Hauptsatzung der Stadt Köthen


- Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 44 Abs. 3 Nr. 7 GO LSA über 30.000 € bis 100.000 Euro, außerhalb des Sanierungsgebietes,


- keine Zuständigkeiten des Heimausschusses in der Hauptsatzung


Der Stadtrat kann gemäß § 45 (1) Satz 1 GO LSA seine Aufgaben (außer die in § 44 (3) GO LSA enthaltenen) durch die Hauptsatzung auf Ausschüsse übertragen. 


Der Heimausschuss wurde nicht auf der Grundlage der Gemeindeordnung, sondern des Eigenbetriebsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (EigBG LSA) gebildet, da es sich um den Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Pflegeheim „Am Lutzepark“ im Sinne von § 8 (1) EigBG LSA handelt.


Die Aufgaben und Zuständigkeiten sind für diesen Ausschuss in § 9 (1) und (2) EigBG LSA geregelt. Nähere Zuständigkeiten dieses Ausschusses sind nach § 9 (3) EigBG LSA in der Betriebssatzung zu regeln, nicht in der Hauptsatzung.


Dieser rechtlichen Verpflichtung ist die Stadt Köthen (Anhalt) in § 5 der Eigenbetriebssatzung für das Pflegeheim der Stadt Köthen (Anhalt) nachgekommen. 


2.2.
  Allgemeine Dienst- und Geschäftsanweisung (AGA)


Die Stadt sollte in ihrer AGA die aktuellen Bezeichnungen der Organisationspläne aufnehmen.

 

In der AGA werden gemäß Empfehlung des LRH die aktuellen Bezeichnungen der Organisationspläne aufgenommen.

3.
   Personalwesen


3.3.
   Personalentwicklungskonzept


Zur Weiterentwicklung des Personalentwicklungskonzeptes Empfehlungen des LRH aus der durchgeführten Personalprüfung beachten (Prüfbericht vom 23.09.2010)


Die Weiterentwicklung des Personalentwicklungskonzeptes wird grundsätzlich – wie auch schon bei verschiedenen anderen Prüfungen – positiv gewertet. Als Hinweis bezüglich der qualitativen Weiterentwicklung des Personalentwicklungskonzeptes verweist der LRH jedoch auf seine Empfehlungen im Prüfungsbericht vom 23.09.2009 zur durchgeführten Personalprüfung. 


Damals wurde der Stadt Köthen (Anhalt) empfohlen, ein Personalentwicklungskonzept zu erarbeiten, welches bestimmte Aspekte berücksichtigt: 


1. Die perspektivische Entwicklung des Personal-Ist-Bestandes


2. Die Ermittlung der personalwirtschaftlichen Handlungsnotwendigkeiten durch einen nach Jahresscheiben durchgeführten Vergleich des Personal-Ist-Bestandes mit dem Personal-Soll-Bestand (Personalbedarf).


3. Eine Darstellung, mit welchen personalwirtschaftlichen Maßnahmen der Personal-Ist-Bestand an den Personal-Soll-Bestand (Personalbedarf) angepasst wird. Dabei sollten auch qualitative Aspekte (benötigte Qualifikationen und hierzu erforderlicher Fortbildungsbedarf) berücksichtigt werden.


Seit 2001 gibt es ein Personalentwicklungskonzept innerhalb der Stadtverwaltung. Dies versteht sich aber nicht als globales Konsolidierungskonzept in dem Sinne. In erster Linie stellt das Personalentwicklungskonzept der Stadt auf eine stetige Aufgabenerfüllung und deren personelle Sicherstellung ab. In diesem Sinne bedeutet Personalentwicklung einen Prozess, der darauf abzielt, das Leistungs- und Lernpotential der Mitarbeiter zu erkennen, zu entfalten und in Abstimmung mit dem Bedarf zu fördern. Der Bedarf bestimmt sich aus gesetzlichen Vorgaben, Teilstrategien und Beschlüssen. 


Ob in Umsetzung dieses Konzeptes der Teilstrategien und Beschlüsse dann Konsolidierungseffekte entstehen, hängt nicht vom Personalentwicklungskonzept, sondern von den Teilstrategien ab. Diese werden zeitnah erstellt. 


Der Planungshorizont des jeweiligen Personalentwicklungskonzeptes (PEK) zum Zeitpunkt der Erarbeitung beträgt in der Regel 15 Jahre. Würde zum Zeitpunkt der Erarbeitung des PEK bereits für jeden Bereich eine Personalbedarfsanalyse erfolgen, wäre diese – sobald der jeweilige Zeitpunkt gekommen ist – in aller Regel nochmals zu überarbeiten bzw. an die tatsächlichen Gegebenheiten anzupassen, was einen doppelten Aufwand darstellen würde. Selbstverständlich werden in dem PEK künftige Entwicklungen – wie bspw. die demographische - global berücksichtigt. Im Einzelnen vorauszusagen, wie sich der Aufgabenbestand und die Fallzahlen und somit der Personalbedarf in jedem einzelnen Amt oder Bereich bzw. auf jeder Stelle genau entwickeln wird, ist absolut unrealistisch. Um diesen Aufwand – der wiederum personell abzusichern wäre – einzusparen, wird er nur einmal betrieben und zwar zeitnah zum Freiwerden der jeweiligen Stelle, in der Regel frühestens ein Jahr vorher. Dieser Zeitrahmen ermöglicht ein entsprechendes Reagieren auf die Situation indem entweder Aufgaben umverteilt oder ein Stellenbesetzungsverfahren eingeleitet werden. 


Darüber hinaus wird selbstverständlich für den jeweiligen Planungshorizont des PEK weiterhin der Personal-Ist-Bestand in Jahresscheiben aufgezeigt werden. Die sich daraus ergebenden Handlungsnotwendigkeiten in Form von personalwirtschaftlichen Maßnahmen werden für verschiedene Beschäftigtengruppen insbesondere im Hinblick auf die globalen Entwicklungstendenzen auch weiterhin festgelegt und ergriffen. 


Nach der turnusmäßigen überörtlichen Prüfung wurde im Übrigen das PEK unter o.g. Gesichtspunkten und mit speziellem Blick auf die demographische Entwicklung erneut überarbeitet und neu aufgelegt. 

Der Planungshorizont des überarbeiteten PEK reicht nunmehr bis 2025. 


4.
  Kostenrechende Einrichtungen


Veranschlagung von Abschreibungen und Verzinsung des Anlagekapitals nur bei der Straßenreinigung und dem Friedhof, nicht bei der Bibliothek, dem Tierpark und Märkte - Aufforderung zur Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften


Einführend sei erwähnt, dass im Rahmen der Einführung der Doppik in der Stadt Köthen (Anhalt) zur Unterstützung der Verwaltungssteuerung und für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit bei der Aufgabenerfüllung eine Kosten- und Leistungsrechnung entsprechend der gesetzlichen Vorschriften einzuführen ist. 


Jedoch ist bereits jetzt im Rahmen der Kameralistik anhand der Darstellung in den Unterabschnitten erkennbar, dass einzelne Bereiche, wie z.B. die Bibliothek oder der Tierpark, stark defizitär sind und hier keine Kostendeckung erreicht werden kann.


Bisher werden nur für die Bereiche Straßenreinigung/Winterdienst (UA 67500) und Friedhöfe (UA 75000) die haushaltsrechtlichen Vorschriften gemäß § 12 GemHVO, § 39 GemHVO  und § 44 GemHVO konsequent umgesetzt.

Für den UA 73000 Märkte und Kirmessen wurden für das Haushaltsjahr 2010 erstmalig Abschreibungen und kalkulatorische Zinsen auch im Rahmen einer überarbeiteten Kalkulation berücksichtigt.


Für den UA 35200 Öffentliche Büchereien wird bisher nur das Anlagevermögen erstmals im Zuge der Doppikeinführung und der Erstellung einer Eröffnungsbilanz ermittelt. Darüber hinaus sind noch keine Ansätze einer Kostenrechnung installiert. Der Handlungsbedarf wurde erkannt und muss noch diskutiert werden. 

Für den Tierpark erfolgen Abschreibungen zurzeit nur für Fahrzeuge und Geräte. 


Gebäude werden noch nicht abgeschrieben. Für die Zukunft erfolgt die Erfassung des Werteverzehrs für Anlagen, Ausrüstungen und Gebäude im Rahmen der Gebührenkalkulation nach dem KAG.


Jedoch erfolgt im Haushaltsplan noch keine Berücksichtigung der Abschreibungen und der Verzinsungen. 

Sobald für den gesamten Vermögensbestand des Tierparks, also auch für die Gebäude, Abschreibungen erfasst sind und in die Kalkulation einfließen, so werden sie, wie auch die Verzinsungen, entsprechend im Haushaltsplan aufgenommen. 

4.1.
  Stadtbibliothek – UA  35200

Die Stadt sollte eine Gebührenkalkulation gemäß § 5 KAG erarbeiten, um auf dieser Grundlage über die Höhe der Nutzungsgebühren neu zu entscheiden.

Der aktuell im Bereich Öffentliche Büchereien (UA 35200) durch Gebühreneinnahmen (Verwaltungs- und Benutzungsgebühren) sowie ggf. durch Landeszuweisungen und Spenden erzielte Aufwandsdeckungsgrad liegt unterhalb von 10%.


Die Gebührensätze für diese freiwillige kommunale Leistung wurden bisher vor dem Hintergrund von „Sozialverträglichkeit“ und im Vergleich zu in anderen Kommunen üblichen Gebührenhöhen definiert. Es ist davon auszugehen, das höhere Gebühren tendenziell zu einem nachlassenden Nutzerinteresse führen würden und gerade sozialschwächere Bürger/Familien, die in einem besonderen Maße auf die Leistungen der Stadtbibliothek angewiesen sind, praktisch von der Nutzung ausschließen.

Vor diesem Hintergrund und dem geringen Deckungsverhältnis wurde bisher auf eine detaillierte Kostenberechnung von einzelnen Teilleistungen verzichtet. 


Die Ermittlung von Teilleistungen auf Basis einer Kostenrechnung erfordert neben der Auswertung der einzelnen in der Jahresrechnung verbuchten Werten weitere unterstützende organisatorische und technische Voraussetzungen. 


Derzeit wird geprüft in wie weit die EDV-technische Ausstattung im Hinblick auf statistische Auswertungsmöglichkeiten geeignet ist oder ggf. erweitert werden müsste. 

Darüber hinaus wird geprüft, auch vor dem Hintergrund der Doppikumstellung, in wie weit die einzelnen Kosten ggf. verursachungsgerechter zugeordnet werden können. (Hier ist eine Abwägung zwischen dem personellen und organisatorischen Aufwand sowie dem dann zu erzielenden Ergebnis erforderlich.)


Prinzipiell ist vor dem Hintergrund des geringen Deckungsverhältnisses und dem daraus resultierenden hohen negativen Bereichsergebnis sowie in Anbetracht der angespannten Haushaltssituation auch zukünftig abzuwägen, in wie weit zusätzliche finanzielle Mittel zur Konkretisierung der definierten Gebühren eingesetzt werden können bzw. sollten. 

4.2.
  Tierpark – UA 59000

Der LRH hält die Analysierung der Ausgabenentwicklung und Einleitung von Maßnahmen zur Senkung der Haushaltsbelastung für geboten.

Die durchschnittlichen Kosten im Tierpark belaufen sich auf 450.000 €, die Einnahmen auf 30.000 €. Damit wird nur 1/15 der Kosten durch entsprechende Einnahmen gedeckt.


Die letzte Gebührenerhöhung erfolgte 2009.


Den überwiegenden Anteil an den Einnahmen haben die Eintrittsgelder.
Aus Sicht der Verwaltung besteht bei den Eintrittsgeldern kein großer Spielraum. Die Eintrittsgebühren in Köthen unterscheiden sich nicht wesentlich von vergleichbaren Parks in der Umgebung. Um kostendeckende Gebühren zu erheben, müssten diese bei gleich bleibenden Besucherzahlen verfünfzehnfacht werden. Das ist nicht durchführbar. Geringfügige Gebührenanpassungen, wie z. B. in den vergangenen Jahren vorgenommen, reduzieren das Defizit nur unwesentlich.


Der Kostendeckungsgrad kann nur durch erhöhte Besucherzahlen erreicht werden. Dazu sind jedoch größere Baumaßnahmen erforderlich. Auch ist aus Sicht der Verwaltung für einen größeren Besucherstrom folgendes, insbesondere für Kleinkinder mit Eltern oder Großeltern, notwendig:

- ganzjährig Gastronomie in einem ansprechenden Gebäude mit zeitgerechtem


  Sanitärtrakt


- Spielplatz


- eine schauintensive Tierart wie z.B. Affen, Wölfe

Als einschneidenste Maßnahme käme sonst nur die Schließung in Betracht. An den Sachkosten kann nicht mehr gespart werden. Die Anzahl der Tiere und der Gehege ist bereits reduziert worden, der Spielraum hier ist gering. In der derzeitigen Haushaltssituation kann allenfalls der jetzige Standard gehalten werden.

4.3.
  Straßenreinigung / Winterdienst – UA 67500

Empfehlungen des LRH: 


- Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung


- Kalkulation der Entgelte unter Beachtung von § 5 Abs. 2 a KAG LSA

- Ermittlung und Analyse der Ursachen für das Ansteigen des Zuschusses ab 2008


Im Bereich Straßenreinigung wird die Kostenrechnung durchgeführt. Die Feststellung bzw. Empfehlung ist demzufolge nicht nachvollziehbar.

Die Kalkulation der Entgelte erfolgt unter Beachtung des § 5 Abs. 2a KAG-LSA. 

In der Gebührenkalkulation werden Personal- und Sachkosten, Aufwendungen aus innerbetrieblicher Leistungsverrechnung sowie kalkulatorische Kosten (Abschreibungen, Verzinsung des eingesetzten Anlagekapitals) berücksichtigt. Die Berechnung des Zinssatzes für die Verzinsung des Eigenkapitals basiert auf den durch die Stadt in Anspruch genommenen Kommunaldarlehen. Die Abschreibung bezieht sich auf die Anschaffungs- und Herstellungskosten und nicht auf den Wiederbeschaffungszeitwert.


Die Verteilung der Kosten erfolgt, soweit möglich, mit Hilfe des Betriebsabrechnungsbogens. 

Da seitens des Landesrechnungshofes nicht konkret dargelegt wurde, welche Regelungen aus § 5 KAG nicht eingehalten wurden, ist keine weitergehende Stellungnahme seitens der Verwaltung möglich.

Die Ursachen für die gegenüber 2009 geringeren Zuschüsse in den Jahren 2006 bis 2008 sind für den Bereich der Einnahmen in den nachfolgenden Punkten zu sehen:

1.
In den Jahren 2007 und 2008 sind in den Einnahmen aus Straßenreinigungsgebühren auch Nachveranlagungen für Vorjahre enthalten, welche das gegenüber 2009 höhere Niveau begründen, da dort keine Nachveranlagungen geplant bzw. enthalten sind.

2.
Darüber hinaus wurde in den Jahren 2006 bis 2008 ein Deckungsplus im gebührenfähigen Teil der Straßenreinigung erwirtschaftet, welches über den nächsten/aktuellen Kalkulationszeitraum wieder neutralisiert wird und zu einer Entlastung des Gebührenzahlers und somit zu geringeren Einnahmen aus Straßenreinigungsgebühren führt. 

Die Ursachen für die gegenüber 2009 geringeren Zuschüsse in den Jahren 2006 bis 2008 sind für den Bereich der Ausgaben in den nachfolgenden Punkten zu sehen: 

1.
Für das Haushaltsjahr 2009 führten tarifvertraglich bedingte Personalkostensteigerungen zu einem Anstieg der Personalkosten, welche die potentiellen Personalkostenreduzierungen aufgrund der Umsetzung eines Mitarbeiters (Fahrer große Kehrmaschine) mehr als neutralisieren. (ca. +20 T€ ohne Berücksichtigung der Umsetzung)

2.
Darüber hinaus sind im Planansatz für 2009 witterungsbedingte Mehrkosten für den eigenen und fremd vergebenen Winterdienst berücksichtigt. (ca. +12 T€)

3.
Ebenso sind höhere Ansätze für fremd vergebene Straßenreinigungen enthalten. Diese verhalten sich auf Grund der tarifvertraglich bedingten Personalkostensteigerungen nicht neutral im Saldo der gesamten Aufwendungen. (ca. +7 T€)

4.
Die Deponiekosten erhöhen sich, da diese Leistung in den Vorjahren in der Haushaltsstelle fremd vergebene Straßenreinigung enthalten war. (ca. +11 T€)

5.
Im Planansatz für 2009 sind ebenso die Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen für die große Kehrmaschine noch enthalten. (ca. +27 T€)

6.
Darüber hinaus wirken sich die tarifvertraglich bedingten Personalkostensteigerungen auch auf die Höhe der Innerbetrieblichen Leistungsverrechnung aus. (ca. +14 T€)

Veränderungen auf der Einnahmen- und Ausgabenseite werden grundsätzlich in die Nachkalkulation einbezogen und in dem folgenden Kalkulationszeitraum ausgeglichen. 

4.4.
  Märkte – UA 73000

Anpassung der Satzungen an den aktuellen Stand, um auch künftig eine Ausgabendeckung zu erreichen


Im Rahmen der Marktgebührenkalkulation wurden die Kosten der vergangenen 3 Jahre (2006-2008) sowie die zu erwartenden Kosten laut Finanzplan (2010-2012) berücksichtigt, so dass hier bereits die Empfehlung des Landesrechnungshofes berücksichtigt wurde. 


Nach Ablauf von 3 Jahren wird eine erneute Kalkulation erfolgen. Veränderungen auf der Einnahmen- und Ausgabenseite werden grundsätzlich in die Nachkalkulation einbezogen und in dem folgenden Kalkulationszeitraum ausgeglichen. 

5.
 Freiwillige Leistungen

- Allgemeine Bewilligungsbedingungen wurden dem LRH ohne Datum und 


  Unterschrift übergeben

- Fehlen der Zuwendungsart im Formblatt des Bewilligungsbescheides


Die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) wurden am 20.09.2007 vom Stadtrat beschlossen, am 27.09.2007 vom Oberbürgermeister unterzeichnet und gesiegelt, im Amtblatt Oktober 2007 veröffentlicht und traten schließlich mit Wirkung vom 01.11.2007 in Kraft. 

Bereits Anfang des Jahres 2010 wurde die Praktikabilität bei der Umsetzung der ABB verwaltungsintern hinterfragt. Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse werden im Rahmen der 1. Änderung der ABB eingearbeitet. Diese soll voraussichtlich noch im laufenden Jahr dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorgelegt und zum 01.01.2011 in Kraft gesetzt werden. 

Die Empfehlung des LRH, die Zuwendungsart im Formblatt des Bewilligungsbescheides mit anzugeben, wird berücksichtigt.

5.1.
  Zuschüsse an Vereine

Konsequente Durchsetzung des wirtschaftlichen und sparsamen Einsatzes von Haushaltsmitteln gemäß § 90 GO LSA  -  Kritik an der Festlegung der Zuschüsse an die Sportvereine für 5 Jahre

Empfehlung, Zuschüsse an den Einnahmen der Vereine und deren Ausgaben laut Verwendungsnachweisen auszurichten 

Die festgestellten Kostensteigerungen sind korrekt. Die Erhöhung fand jedoch weitgehend im Bereich der durch die Stadt selbst betriebenen Sportstätten statt. Trotz des auf minimalem Standard der städtischen Verwaltung gehaltenen Aufwandes sind Steigerungen, insbesondere durch steigende Ver- und Entsorgungskosten unvermeidbar. Die pachtenden Sportvereine haben diesen, für sie auch steigenden Aufwand, offenbar besser kompensieren können, als die Stadt Köthen (Anhalt) selbst. 

Allein dieses Ergebnis bestätigt die bisherige Strategie der pauschalen Bezuschussung.


5.2.
  Zuschüsse an Vereine gemäß Bewilligungsbedingungen der Stadt 

Dringende Empfehlung, vor Zuschussbewilligung die notwendige Sachkenntnis über den finanziellen Status der Vereine zu verschaffen, auch im Hinblick auf die Notwendigkeit der Konsolidierung des Haushaltes der Stadt

Zur Bezuschussung der Sportvereine in den Ortschaften ist zunächst grundsätzlich zu erwähnen, dass es sich hier um Mittel aus den jeweiligen Eingemeindungsverträgen handelt und diese für die Ortschaft gebunden sind, d. h. diese Gelder stehen der Ortschaft zur freien Verfügung. 


Bei den Zuschüssen handelt es sich in der Regel um einen Festbetrag, den der jeweilige Ortschaftsrat im Rahmen seiner Kompetenz über die Verteilung der Ortschaftsmittel verfügt. Mit der Vergabe soll das örtliche kulturelle, soziale, sportliche Leben in den Ortschaften unterstützt werden. Dabei kommt es auf die jeweilige Leistungsfähigkeit der Vereine nicht an.


Die Vereine entscheiden dann über die Verwendung der Mittel. Dabei werden ihnen keine zusätzlichen Schranken auferlegt. Sie schöpfen die Mittel durch unterschiedliche Maßnahmen entweder vollständig aus oder müssen den Rest der noch fehlt, selbst aufbringen.

Anlage zur Sitzungsvorlage
Stellungnahme Prüfbericht LRH vom 30.09.2010.doc


